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Papstbesuch in Mexiko
Tief gläubig und streng antiklerikal
Papst Franziskus am Mittwoch in Rom kurz vor seiner Reise nach Mexiko. (Foto: AP)
Mexiko-Stadt (dpa) - Mexiko hat die zweitgrößte katholische Bevölkerung der Welt, 83 Prozent der 120-Millionen-Nation bekennen sich zu Rom. Das klingt nach einem Heimspiel für Papst Franziskus, der das Land vom heutigen Freitag bis zum kommenden Mittwoch bereist. Doch weit gefehlt. Während die Marienverehrung ein tragender Pfeiler der mexikanischen Alltagskultur ist und das Wort eines Priesters gerade in der Provinz noch immer großes Gewicht hat, pflegen das politische Establishment und intellektuelle Kreise traditionell einen erbitterten Anti-Klerikalismus.
Der Papst wird sich allerdings nicht den Mund verbieten lassen. „Franziskus hat eine soziale Agenda, die sich an den Sorgen des Volkes orientiert“, kündigt Mexikos Botschafter im Vatikan, Mariano Palacios Alcocer, an. Der populäre Priester Alejandro Solalinde, der sich für die Rechte von Migranten einsetzt, sagt: „Dieser Papst wird viele ermutigen, aber andere auch verstören. Er wird an die Menschenrechte erinnern.“
Die Geschichte der katholischen Kirche in Lateinamerika ist eng mit der Eroberung durch die spanischen Konquistadoren verbunden. Papst Alexander VI. sprach der spanischen Krone mit den Schenkungsbullen von 1493 die Rechte über die von ihr entdeckten Gebiete zu, unter der Bedingung, dass sie dort die Kirche schützte und die Missionierung der Indios förderte.
Im Unabhängigkeitskrieg von 1810 bis 1821 stand die Kirche damit auf der Verliererseite. Dass sie auch noch die beiden Helden der Independecia - die Priester Miguel Hidalgo und José María Morelos - exkommunizierte und hinrichten ließ, rückte sie in den Augen der jungen Nation erst recht in ein schlechtes Licht.
Mexikos Verfassung von 1857 schrieb die Trennung von Staat und Kirche fest. Die Kirche wurde gezwungen, alle Gebäude und Grundstücke zu verkaufen, die nicht genutzt wurden, der päpstliche Nuntius wurde ausgewiesen und die Zivilehe eingeführt. Parteien dürfen sich bis heute nicht als Vertreter einer bestimmten Konfession organisieren.
„Die religiöse Fundamentalisten zeigen, wie wichtig der Laizismus noch immer ist“, sagt der Soziologe Bernardo Barranca. „Das Dilemma liegt darin, dass sie in einer pluralistischen Gesellschaft die totale Wahrheit für sich beanspruchen.“
Nach der mexikanischen Revolution gegen Diktator Porfirio Díaz Anfang des 20. Jahrhunderts wurde der Kirche ihr Status als juristische Person aberkannt. Sie verlor alle Besitzrechte, religiöse Orden wurden verboten und die Bürgerrechte der Kleriker eingeschränkt.
Unter Präsident Plutarco Elías Calles erreichte der Antiklerikalismus seinen Höhepunkt. In einigen Regionen wurden Klöster konfisziert, jede Messe musste genehmigt werden, Priester wurden teilweise nur zugelassen, wenn sie verheiratet waren, was praktisch ein Priesterverbot bedeutete.
Unter dem Schlachtruf „Viva Cristo Rey“ (Es lebe Christus König) erhoben sich daraufhin Bauernmilizen gegen die Regierung. In dem Bürgerkrieg Cristiada von 1926 bis 1929 kamen Zehntausende Menschen ums Leben. Unter Vermittlung von US-Botschafter Dwight Morrow einigten sich die Konfliktparteien schließlich auf einen Modus Vivendi: Der Staat erkannte die Kirche als gesellschaftlichen Akteur an, die Kirche hielt sich im Gegenzug aus der Politik heraus.
Reibungspunkte gab es dennoch immer wieder. „Die Spannungen zwischen Staat und Kirche haben mit der Befreiungstheologie zu tun, der Beteiligung von Katholiken in der Guerrilla und der Rolle des Klerus in der Zapatistenbewegung in Chiapas“, sagt der französische Historiker Jean Meyer vom mexikanischen Forschungsinstitut Cide.
Zuletzt haben sich die Beziehungen zwischen Staat und Kirche verbessert. Mit der Verfassungsreform von 1992 erhielt die Kirche ihren Status als juristische Person zurück, Mexiko und der Vatikan nahmen diplomatische Beziehungen auf. Dennoch galt es noch als Skandal, dass der damalige Präsident Vicente Fox 2002 Papst Johannes Paul II. am Flughafen begrüßte und den Fischerring küsste.
Franziskus wird zu Beginn seiner Reise mit allen Ehren im Nationalpalast empfangen, die Gouverneure der Bundesstaaten werden sich bei seiner Reise durch das Land die Chance auf einen Fototermin nicht entgehen lassen. Ob sich auch Präsident Enrique Peña Nieto öffentlich mit dem Papst zeigt, ist noch unklar.
Seine Frau Angélica Rivera hat da weniger Berührungsängste. Mit einer Reihe von Sängern und Musikern nahm die frühere Telenovela-Schauspielerin einen Song als Willkommensgruß für das katholische Kirchenoberhaupt auf. Kein amerikanisches Land ist so häufig von Päpsten besucht worden wie Mexiko: Ein eigenes Lied von der First Lady dürfte aber auch für Franziskus etwas Neues sein.
Meinung
Parteiperonisten
Am 8. Mai müssen die Parteiperonisten, das sind die Mitglieder der Justizialistischen Partei (spanisches Kürzel PJ) zu den Urnen schreiten, um ihren neuen Vorstand zu wählen. Das hat die Wahlrichterin María Servini de Cubría vorgeschrieben. Wie viele Mitglieder diese Partei hat, ist nicht bekannt. Sprecher der Partei pflegten zu behaupten, dass es vier Millionen wären. Für besagte Internwahlen dürften sich viel weniger melden, sofern sie noch ein Parteibuch besitzen.
Inzwischen hat es mehrere Abspaltungen gegeben, In San Luis pflegen die dortigen Politiker, die Brüder Rodríguez Saá, ihre eigene Partei als peronistisch zu qualifizieren. In Córdoba ist der peronistische Gouverneur José Manuel De la Sota maßgebend. In Salta äußert Gouverneur Juan Manuel Urtubey auch andere Vorschläge als die Parteiführung. In den Internwahlen von 1988 schlug der damalige Gouverneur von La Rioja Carlos Saúl Menem den mächtigen Gouverneur der Provinz Buenos Aires Antonio Cafiero.
Sergio Massa, derzeit Nationaldeputierter und vormals Bürgermeister von Tigre, ist auch peronistischer Herkunft, aber leitet seine eigene Reformpartei. Fünfzehn Gouverneure von 24 Gliedstaaten erkennen sich als Peronisten, sind aber abhängig von Geldzuwendungen der Nationalregierung, die Präsident Mauricio Macri leitet, der sich nicht als Peronist bekennt, aber Kontakte mit Peronisten pflegt. Insofern werden die Parteiwahlen am 8. Mai zeigen, wie viele Peronisten sich als solche bekennen und Parteibüchlein vorweisen können.
Parlamentarier müssen dieser Tage zeigen, ob sie die Parteigruppe, die den Kirchners hörig ist, genannt „Camporisten“ (Spanisch „La Cámpora“, bezogen auf den damaligen Interimspräsidenten Héctor Cámpora, der die von einem Gericht verurteilten Terroristen, genannt Montoneros und ERP, aus dem Gefängnis entließ) in ihren Reihen aufnehmen oder ob sich nicht mit diesen K-Anhängern identifizieren. Während den zwölf Jahren Kirchnerregierungen mussten die Parteiperonisten sich ducken und bei der Stange bleiben, was unter der jetzigen Macri-Regierung nicht mehr nötig ist.
Wie dem auch sei, die nationale Parteienlandschaft mit peronistischen Spaltungen und einer bevorstehenden parteiinternen Wahl am 8. Mai wird zeigen, ob die Partei einig bleibt oder wie jetzt getrennt ist. Im Parteikreisen wird der frühere Gouverneur von San Juan José Luis Gioja als der beste Kandidat gehandelt, um die Partei künftig zu führen, was freilich abzuwarten bleibt in Hinblick auf frühere parteiinterne Zankereien und Gewalttätigkeiten innerhalb der Partei. Derzeit ist Präsident Mauricio Macri bis 2019 am Ruder und genießt in den Umfragen eine bemerkenswerte Beliebtheit. Bis zu den Parlamentswahlen 2017 bleibt Zeit, um die parteiinternen Zwiste zu lösen, und Abspaltungen zu verhindern.
Meinung
Politisches Monopoly
Von Stefan Kuhn
Langweilig wird es nicht beim US-amerikanischen Polit-Monopoly, bei dem es nicht um Häuser oder Hotels geht, sondern um Delegierte, Staaten und vor allem echtes Geld. Bei den Primaries von New Hampshire gab es andere Gewinner als vor gut einer Woche in Iowa. Es war allerdings erwartet worden, dass bei den Republikanern Donald Trump und bei den Demokraten Bernie Sanders die Nase vorne haben würden.
Der Multimilliardär Trump erreichte um die 35 Prozent der Stimmen und lag dabei 20 Prozentpunkte vor seinem nächsten Verfolger John Kasich. Der demokratische Senator Sanders kam auf satte 60, die Favoritin Hillary Clinton auf 38 Prozent. Der Neuenglandstaat New Hampshire gilt als liberal und weltoffen, der eigentlich zu den Konservativen zählende Kasich, Gouverneur von Ohio, gab sich im Wahlkampf als liberal und weltoffen. Es wird wohl einer seiner wenigen Teilerfolge bleiben.
Der Sieg des Demokraten Sanders hängt wohl zu einem guten Teil mit der derzeitigen „Bernie“-Euphorie bei den Demokraten zusammen. Politische Kommentatoren in den USA machen aber auch die für die USA unübliche Bevölkerungsstruktur des Bundesstaats dafür verantwortlich. In New Hampshire dominieren die Weißen. Man geht noch davon aus, dass Clinton in den Staaten mit starken Minderheiten punkten wird. Ein Selbstläufer ist das allerdings nicht. Bei den Vorwahlen vor acht Jahren zog die Favoritin Clinton gegen den Newcomer Barack Obama den Kürzeren, der seit sieben Jahren im Weißen Haus lebt. Im Clinton-Lager fürchtet man das Dèjá-Vu.
Hält die „Bernie“-Begeisterung an, könnte es für Hillary knapp werden. Wenn Sanders liberale Megastaaten wie New York oder Kalifornien gewinnt, wo 233 bzw. 405 Delegiertenstimmen zu vergeben sind, sogar äußerst knapp. Auch Texas mit 208 und Florida mit 207 sind wichtig. Sanders müsste sich aber in mehreren Staaten schon deutlich von Clinton absetzen, denn die Demokraten vergeben ihre Delegiertenstimmen in der Regel proportional. Nach New Hampshire und Iowa hat der „demokratische Sozialist“, wie er sich selbst bezeichnet, 36 Delegierte hinter sich, Clinton „erst“ 32. Sie hat dennoch einen bequemen Vorsprung von 350 Stimmen, denn sie weiß 362 „Superdelegierte“ hinter sich. Sanders kann bisher nur auf acht dieser Würden- und Mandatsträger der Demokratischen Partei zählen. Das wird sich auch nicht so schnell ändern, denn der Parteilinke wäre als Präsidentschaftskandidat ein ähnlicher Alptraum für das demokratische Parteiestablishment wie bei den Republikanern Ted Cruz oder Donald Trump.
Bei den Demokraten sind mit der ehemaligen First Lady, Senatorin und Außenministerin nur noch zwei ernsthafte Kandidaten dabei. Die restlichen vier sind Exoten und haben noch keine Delegierten hinter sich bringen können.
Auch bei den Republikanern lichten sich die Reihen. Bei der „Grand Old Party“ (GOP) sind nach New Hampshire die als gemäßigt konservativ geltenden Kandidaten Carly Fiorina, die frühere Chefin des Computerkonzerns Hewlett Packard, und Chris Christie, der Gouverneur von New Jersey, ausgestiegen. Jetzt sind nur noch neun Kandidaten im Rennen, von denen bisher nur sechs Delegiertenstimmen gewinnen konnten. Die Liste führt Trump mit 17 Delegierten an. Es folgen der erzkonservative texanische Senator Ted Cruz mit elf und Marco Rubio, ein Senator aus Florida, mit 10 Stimmen. John Kasich kommt auf fünf, der afroamerikanische Neurochirurg Ben Carson und Jeb Bush haben bisher drei Delegierte hinter sich. Bush, Präsidentensohn und -bruder, könnte jetzt vom Ausstieg Fiorinas und Christies profitieren. Er ist nun der einzige republikanische Kandidat, der auch für die politische Mitte wählbar wäre.
Ob das die republikanischen Vorwähler auch so sehen, darf man bezweifeln. Bisher liegen ein krakeelender Rechtspopulist, ein erzkonservativer religiöser Fundamentalist und ein (gemäßigt) erzkonservativer Katholik vorne. Die Chancen für den Krakeeler Trump sind nach New Hampshire gestiegen. Vor allem, weil sich noch kein ernsthafter Gegner abzeichnet. In Iowa lag Cruz vor Trump und Rubio, in New Hampshire kam er mit elf Prozent nur auf Platz drei. Rubio, in Iowa knapp hinter Trump Dritter, schaffte in New Hampshire nur Platz fünf. Kasich, Zweiter in New Hampshire, schaffte es in Iowa mit 1,9 Prozent nur auf dem achten Rang.
Beim „Popular Vote“ der Anzahl der Gesamtstimmen liegt Trump mit über 145.000 Stimmen gut 60.000 Stimmen vor Cruz. Rubio kommt auf gut 73.000 Stimmen. Das entspricht zwar nicht der Zahl der Delegierten, spiegelt allerdings die Stimmung unter den republikanischen Wählern wider.
Gegen einen Durchmarsch von Donald Trump spricht das (gefühlt) undemokratische System der republikanischen Vorwahlen. Es wurde zwar im Vergleich zu 2014 etwas demokratisiert, aber noch herrscht in 15 Staaten das „Winner-takes-all“-Prinzip. Das heißt, selbst mit dem Vorsprung von einer Stimme würde ein Kandidat alle Delegierten des entsprechenden Bundesstaats hinter sich vereinen können. Zu diesen Staaten zählen Florida, wo Bush Gouverneur war und viele Latinos leben, die Trump alles andere als wohlgesonnen sind. Dazu kommt Kalifornien, ein ausgesprochen liberaler Staat, mit einer ähnlich hohen „Hispanics“-Gemeinschaft. In diesen Staaten geht es um 99 bzw. 172 Delegierte, die Trump wohl kaum gewinnen kann.
Andere Staaten geben dem Kandidaten, der eine relative Mehrheit erreicht, zwischen 85 und 50 Prozent der Delegierten. Dazu gehören die Megastaaten New York und Texas mit jeweils 50 Prozent. In Texas hätte Trump wohl Siegchancen, aber der Staat ist politische Heimat von Ted Cruz und Heimatstaat der Bush-Familie. Im „Lone Star State“ wird allerdings erst im Juni gewählt, es ist gut möglich, dass Bush und Cruz bis dahin gar nicht mehr im Rennen sind, weil ihnen das Geld ausgegangen ist. Monopoly eben.
Für Bush und Rubio sind wohl die Vorwahlen in Florida am 15. März der entscheidende Termin ihrer Kampagne. Der „Sunshine State“ ist beider politische Heimat. Wer da verliert, ist raus.
Meinung
Randglossen
Als „manteros“ werden in Argentinien Straßenverkäufer benannt, die ihre Waren, meist Textilien und andere, auf den Gehwegen („veredas“) ausstellen. In der Folge ärgern sich die Fußgänger, die die Legalität der „manteros“ beanstanden. Die Polizei ist gefordert, die „manteros“ zu entfernen, was auch gelegentlich gelingt. Die Stadtregierung beabsichtigt, die „manteros“ auf bestimmten Plätzen zuzulassen, aber nicht dort, wo sie auf mehr „Laufkundschaft“ treffen. Inhaber von Verkaufsläden, die Mieten und Steuern bezahlen, ärgern sich ebenfalls über die unlautere Konkurrenz der Straßenverkäufer. Eine echte Lösung dieses Problems ist nicht in Sicht, auch wenn die Polizei gelegentlich eingreift und die Waren der Manteros beschlagnahmt.
Jährlich werden über eine halbe Million neue Kraftwagen, Automobile, Kleinlaster und andere verkauft, die meisten in der Großstadt Buenos Aires und Umgebung und die wenigsten im Landesinneren, wo gebrauchte Wagen landen. In der Folge entsteht ein deutlicher Mangel an zugelassenen Parkplätzen. Verbotene Parkplätze an den Straßen werden trotzdem besetzt, auch mit dem Risiko, dass hohe Bußen drohen. Die Parkplatzknappheit hat neuerdings einen neuen Beruf geschaffen, Spanisch genannt „cuidacoches“), die sich mit anderen Bewerbern streiten und gelegentlich handgreiflich werden, wenn Konkurrenten auftauchen. Autobesitzer werden gefordert, Geld für die Aufpasser zu bezahlen, anderenfalls ihnen gedroht wird, dass ihr Vehikel beschädigt wird. Das erpresste Geld, Spanisch genannt „propina“ (Trinkgeld), muss anfangs bezahlt werden, auch wenn die Polizei das Vehikel abschleppt. Heitere Zustände.
Als Deutscher hat man mit dem US-amerikanischen Vorwahlsystem so seine Schwierigkeiten. Laut Grundgesetz wirken die Parteien „bei der politischen Willensbildung des Volkes mit“ und nicht umgekehrt. Natürlich wirkt auch das Volk an der „politischen Willensbildung“ der Parteien mit, aber das geschieht über Meinungsumfragen. Es gibt heute nur noch wenige Politiker, die ihr Fähnlein nicht in den Wind hängen. Dass aber Menschen, die nichts mit der Partei zu tun haben, die Wahl des Spitzenkandidaten dieser Partei beeinflussen können, wirkt reichlich absurd. Denn dann braucht man keine Parteien mehr.
Gut, in den USA haben Parteien nicht die Bedeutung, die sie in anderen Staaten haben. Kaum einer kennt die Parteivorsitzenden, das sind meist unbedeutende Funktionäre, die sich mit organisationstechnischen Fragen beschäftigen. Bei den Wahlergebnissen der ersten beiden Vorwahlen für die Präsidentschaftskandidatur kommt man allerdings ins Grübeln. Bei den Republikanern liegt der unzurechnungsfähige Politclown Donald Trump vorne, bei den Demokraten ist es der „demokratische Sozialist“ Bernie Sanders, gegen den sogar rechtsextreme Clowns oder religiöse Fundamentalisten eine Chance hätten. Man könnte fast meinen, der politische Gegner hätte da seine Hand im Spiel gehabt. Doch dem ist nicht so. Die Wähler meinen es ernst.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Karneval eröffnet
Vergangenes Wochenende startete die Karnevalssaison. Jeder Jeck ist ja bekanntlich anders - in Buenos Aires sind die „Murgas“ der Inbegriff des Karnevals. Mit rhythmischen Trommelschlägen auf Bombos, Platillos und Redoblantes, wildem Gepfeife, Tänzen und Gesang ziehen an die 100 Murgas mit insgesamt 15.000 „Murgueros“ an den Februarwochenenden abends durch verschiedene Stadtviertel. Jede Murga pflegt ihre eigenen Traditionen, hat ihre eigenen besonderen Farben und Maskottchen. So treten etwa die „Los Elegantes De Palermo“ in den Farben Schwarz und Rosarot auf, und ihre fantasievoll verzierten Kostüme glitzern und schillern bei jeder Verrenkung und jedem Sprung. Die Murga „La Redoblona“ zeigt sich hingegen in lila-gelben Clownskostümen mit zirkusähnlichen Auftritten, bevor sie dann auf der Bühne mit politischen Satireeinlagen die alte und neue Regierung sarkastisch aufs Korn nimmt. Murgas waren wegen ihrer Kritik an den sozialen Verhältnissen stets dem Argwohn der Regierungen ausgeliefert und während der letzten Militärdiktatur sogar verboten. Aufgrund ihrer großen politischen Relevanz haben die Murgas vor allem bei Jugendlichen in den letzten Jahren stark an Bedeutung gewonnen.
Mehr Afrikaner
Wirtschaftliche Not und Perspektivlosigkeit in ihren Heimatländern sind Gründe, die zahlreiche Afrikaner bewegen, ihr Glück in Argentinien zu suchen. Die Zahl der Menschen, die überwiegend aus westafrikanischen Ländern wie Nigeria, Ghana, Gambia und Kamerun an den Río de la Plata kommen, ist in den vergangenen Jahren konstant gestiegen. Waren es bei der Volkszählung 2010 noch 214 Personen aus den genannten Staaten, die in Argentinien offiziell gemeldet waren, so stieg deren Zahl bis 2015 auf 391 an. Dies entspricht einer Zunahme um 82,7 Prozent. Allerdings gehen Nicht-Regierungsorganisationen von einer deutlich höheren Dunkelziffer aus. So hielten sich derzeit rund 1000 Afrikaner im Land auf, ohne eine Aufenthaltsgenehmigung zu besitzen, berichtet die Zeitung „La Nación“. Nicht wenige der Afrikaner waren in den Heimatländern in qualifizierten Berufen tätig. Aber aufgrund der Sprachbarriere und fehlenden beruflichen Kontakten verdingen sie sich hier als Straßenhändler. Meist in der Innenstadt von Buenos Aires oder im Viertel Once. Viele verfolgen das Ziel, ihre Familien in Afrika finanziell zu unterstützen oder aber Familienangehörige nachzuholen.
Malcorra in New York
Argentinien will sein Engagement bei den UN-Blauhelmen ausbauen. Außenministerin Susana Malcorra überbrachte am Dienstag UN-Generalsekretär Ban Ki-moon ein entsprechendes Angebot von Präsident Mauricio Macri. Darin schlägt er den Einsatz von Argentiniern in den Flüchtlingszonen in der Nähe zu Syrien vor. Derzeit engagieren sich argentinische Blauhelme vor allem in Haiti. Ban Ki-moon dankte für die Initiative. Gern gehört haben dürfte der Südkoreaner auch die Ankündigung Malcorras, dass die Außenministerin am 22. April nach New York reisen will, um dort für ihr Land das im Dezember in Paris ausgehandelte Klimaabkommen zu unterzeichnen. Zudem sicherte Malcorra zu, dass Argentinien weiterhin eine aktive Rolle beim Friedensprozess in Kolumbien spielen wolle.
Moyano vs. Regierung
Zwischen Gewerkschaftsboss Hugo Moyano und der Nationalregierung von Präsident Mauricio Macri gibt es derzeit Differenzen. Grund ist die Ankündigung der Zentralbank (BCRA), künftig Abrechnungen für Kreditkarten nicht mehr in Papierform, sondern nur noch online verschicken zu lassen. Moyano und der von ihm geführte Flügel des Gewerkschaftsverbandes CGT befürchten durch die Neuerung den Verlust zahlreicher Arbeitsplätze im Transportwesen. Der Konflikt führte kürzlich sogar zu Irritationen innerhalb der Familie Moyano. Während Moyanos Sohn Pablo, der Generalsekretär der Lkw-Gewerkschaft, am Mittwoch verkündete, sein Vater wollte aus Protest nicht an der gestrigen Sitzung bei Präsident Macri teilnehmen, folgte kurz darauf das Dementi des Familienoberhauptes: Es sei unangebracht, nicht hinzugehen, so Hugo Moyano. Bei dem Gespräch in der Casa Rosada, das gestern Abend stattfand, sollte es um die anstehenden Lohnanpassungen gehen, über deren Höhe Regierung und Gewerkschafter bislang unterschiedlicher Meinung waren. (AT/mc/eha)
Wirtschaft
Die Offerte an die Holdouts: 25% Abschlag
Ende der Vorwoche hat die Regierung über Finanzsekretär Luis Caputo den Inhabern argentinischer Staatsbonds, die die Umschuldungsofferten von 2005 und 2010 abgelehnt haben und als „Holdouts“ bezeichnet werden, einen Vorschlag unterbreitet, der in einem Abschlag von 25% auf ihre Forderung besteht, jedoch bei Barzahlung. Für die Finanzierung sollen angeblich neue Staatsbonds ausgegeben werden, was nach der Überwindung des bestehenden Konfliktes, der vor der US-Justiz ausgetragen wird, möglich sein soll. Der Betrag, auf den sich die Zahlung bezieht, besteht im ursprünglichen Kapital plus 50% für Zinsen, die seit 2002 nicht gezahlt wurden, Gerichtskosten und Anwaltshonorare. Der Zinssatz, der sich dabei bei einer kumulierten Rechnung erfoigt, liegt zwischen 2,5% und 3% jährlich. Die Zahlung erfolgt in bar.
Doch für die Gläubiger, die schon ein Urteil mit der Klausel „Pari Passu“ in einem Gericht von New York erhalten haben, lautet das Angebot auf Zahlung der gesamten anerkannten Schuld minus 30%.
Die Forderung der Bondsinhaber, die schon ein Urteil zu ihren Gunsten erhalten haben, beträgt u$s 9 Mrd. Ihnen wird jetzt ein Betrag von u$s 6,75 Mrd. angeboten. Dieser Vorschlag muss dann noch vom argentinischen Parlament angenommen werden, da zunächst ein Gesetz ausser Kraft gesetzt werden muss, dass Zahlungen an die Holdouts zu besseren Bedingungen als die von 2005 und 2010 verbietet.
Von den sechs grössten Investmentfonds, mit denen Caputo verhandelt hat, haben Montreux Partners und Dart Management das Angebot angenommen, während weitere vier, NML Capital, Aurelius Capital, (die auch die Fonds Olifant und Blue Angel vertritt), sowie Bracebridge Capital und Davidson Kempner, das Angebot abgelehnt haben. Doch der vom Richter Griesa ernannte Vermittler, Daniel Pollack, zeigte sich zuversichtlich, dass die Differenzen mit diesen Fonds überwunden werden können. Auf alle Fälle wird mit diesen Fonds weiter verhandelt. Anthony Constantini, Anwalt der Kanzlei Duane Morris, die individuelle Bondsinhaber und andere Fonds vertritt, die insgesamt etwa eine Milliarde Dollar fordern, erklärte, mit seinen Kunden sei noch kein Einverständnis erreicht worden.
Die Verhandlungen werden jetzt fortgesetzt, da die Regierung bestrebt ist, das gesamte Problem aus der Welt zu schaffen. Angenommen, von den ca. 7% der ursprünglichen Gesamtschuld würden jetzt 5% einem Abkommen zustimmen, dann hätten die fehlenden 2% eine besonders starke Verhandlungsposition. Das Hauptproblem besteht jetzt mit Paul Singer, vom Fonds Elliot, der NML Capital kontrolliert, und für seine unnachgiebige Haltung bekannt ist.
Am Wochenende führten der US-Schatzsekretär Jack Lew und der argentinische Finanzminister Alfonso Prat Gay ein telefonisches Gespräch. Lew wies auf den guten Willen Argentiniens hin, und äusserte seine Hoffnung, dass sich alle Gläubiger dem Vorschlag anschliessen. Die Unterstützung der US-Regierung kann eventuell in einem sanften Druck auf die harten Geierfonds zum Ausdruck kommen, damit sie sich dem Vorschlag anschliessen.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 14,70 gegen $ 14,38 am Mittwoch zuvor, und um 9,62% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen u$s 29,33 Mrd. gegen u$s 29,89 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.16 bei $ 14,74, zum 30.06.16 bei $ 15,59, und zum 30.09.16 bei $16,58. Der Terminkurs per Ende Dezember enthält einen Jahreszinssatz von 23,87%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $14,30 für den Ankauf gegen $14,28 in der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Plus von 2,03% und liegt 2,81% unter Ende 2015. Argentinische Aktien waren am Dienstag in New York stark gefallen, was sich dann auch auf die Notierungen in Buenos Aires auswirkte. Edenor fiel in NY an einem Tag um 6,82%, Tenaris um 4,89%, Petrobras Ebnergía un 3,19%, BBVA Banco Francés um 3,18% u.a. Papiere weniger.
***
Par -Bonds in Pesos notierten mit 0,80% im Plus gegenüber Ende 2015. Discount-Bonds in Pesos lagen gegenüber Ende 2015 im Plus mit 0,38%. Bonar 2024 gewannen 0,56% seit Jahresbeginn und Global 2017 Arg lagen mit 0,88% im Plus gegenüber Jahresende 2015.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 337,79 (Vorwoche $ 317,06) und bei 24 Karat um $482,56 (Vorwoche $452,94) gehandelt.
***
Die Zementproduktion lag im Januar um 8,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der Zementfabrikanten mit. Es handelt sich den dritten Monat in Folge mit interanuellen Abnahmen.
***
Der Rindfleischkonsum pro Kopf ist im Januar gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 7,2% auf 55,7 Kg gesunken, berichtet der Verband der Fleischindustrie und des Handels CICCRA. Die Produktion lag im Januar mit 215.000 Tonnen Fleisch mit Knochen um 6,1% unter dem Vorjahr.
***
Der beigegebene US-Staatssekretär für Handel, Charles Rivkin, ist in Buenos Aires eingetroffen, um Gespräche mit den für seinen Bereich zuständigen Regierungsbeamten und Unternehmern aufzunehmen. Es ist der zweite hohe US-Beamte, der binnen 10 Tagen nach Argentinien reist. Dies wird als klares Signal gedeutet, die bilateralen Beziehungen zwischen den USA und Argentinien, die 12 Jahre lang praktisch unterbrochen waren, wieder voll aufzunehmen.
***
Die neuen Bestimmungen über Zahlung von Steuerschulden in Raten wurden im Amtsblatt vom Mittwoch veröffentlicht. Dies umfasst Schulden wegen nicht gezahlter Steuern, Sozialbeiträgen, Vorschüssen auf Steuern, MwSt auf Diensleistungen an Auslandskunden, Beitrage zu Sozialwerken und den Firmen, die Arbeitsrisiken versichern, Sonderbeiträge für Haushaltsangestellte, Pensionsbeiträge für Landarbeiter und die Zigarettensteuer. Das System gilt auch für Einheitssteuerzahler. Auch nicht gezahlte Beträge von vergangene Zahlungsplänen können eingeschlossen werden. Ausgenommen sind Steurzahler, bei denen ein Strafprozess besteht. Je nach dem, um was es sich handelt, können die Schulden in 3 bis 24 Monatsraten bezahlt werden.
***
Die ZB erhielt bei ihrer Lebac-Ausschreibung von Mittwoch Offerten für $ 48 Mrd., die zum grössten Teil angenommen wurden. Gleichzeitig verfielen lebad für $ 34 Mrd. Der Saldo der Aufnahme von flüssigen Mitteln erricht $ 13,3 Mrd. Die Zinsen gingen leicht zurück und betrugen bei 35 Tagen 30,24%, bei 119 Tagen 27,6% und bei 252 Tagen 27,74%.
***
Präsident Mauricio Macri hat am Freitag der Vorwoche in Tucumán eine Erhöhung des Anteils von Bioethanol am Benzin von 10% auf 12% angekündigt. Das Bioethanol wird aus dem Alkohol gewonnen, der als Abfallprodukt der Zuckerindustrie entsteht. Der gleiche Kraftstoff wird auch aus Mais gewonnen. Beim Bioethanol entfällt die Benzinsteuer, so dass der Fiskus Einnahmen opfert. Aber auf der anderen Seite verringert dies den Importbedarf von Benzin. Für die Zuckerindustrie bedeuit dies zusätzliche Einnahmen, mit denen zum Teil die Krise der Zuckerindustrie (wegen sehr niedriger Weltmarktpreise) gemildert wird.
***
Die US-Agentur Standard & Poor’s, die u.a. Länderrisiken berechnet, hat die Note für Argentinien von CCC („Hohes Risiko von Zahlungsausfällen“) auf B- heraufgesetzt. Diese Kategoie gehört weiter zu denen mit hohem Risiko, wobei der Schuldner jedoch in der Lage ist, seinen Zahlungsverpflichtungen nachzukommen.
***
Im Januar wurden 38.475 neue Motorräder in das offizielle Register eingetragen, 6,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 4,4% über Dezember 2015, berichtet der Verband Acara. Dies entspricht dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. Die meistverkaufte Marke war Motomel, gefolgt von Corven, Honda, Zanella, Yamaha und Gilera. Das Jahr 2015 schloss mit 476.498 verkaufen Einheiten, 1,8% unter 2014.
***
Der Index Construya, den die wichtigsten Produzenten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen (in Mengen) aufstellen, weist im Januar eine interanuelle Zunahme von 3,2% auf. Die Zunahmerate hat spürbar abgenommen, nachdem sie im Dezember noch 8,1% betrug.
***
Die Metallarbeitergewerkschaft (UOM) hat mit den Verbänden der Metallindustrie (Adimra, Afarte, Camima und Fedehogar) die Zahlung einer ausserordentlichen Vergütung von $ 2.600 vereinbart, von der eine Hälfte sofort und die andere Ende Februar gezahlt wird. Laut Unternehmern handelt sich um einen Vorschuss auf die Erhöhung, die bei der Erneuerung des Gesamtarbeitsvertrages ab 1. März ausgehandelt wird. Doch die Gewerkschaft betrachtet diese Zahlung als Ausgleich für die Inflation der letzten Monate.
***
Die Regierung der Provinz Mendoza und die Gemeinde General Alvear haben mit der Firma Gigawatts Global einen Vertrag über die Errichtung einer Sonnenanlage zur Gewinnung von Strom, mit einer Kapazität von 100 MW unterzeichnet. Es handelt sich um eine Investition von u$s 220 Mio., die eventuell auf u$s 520 Mio. steigen kann.
***
Das Wärmekraftwerk in Río Turbio, Provinz Santa Cruz, das immer noch nicht beendet ist, obwohl es CFK vor einigen Monaten offiziell eingeweiht hat, wurde stillgelegt, so dass die fehlenden Bauarbeiten nicht vollendet werden und das Kraftwerk selber nicht in Betrieb genommen wird. Die Firma Isolux Corsan, die das Werk errichtet, hat mit der Entlassung von 700 Belegschaftsmitgliedern in zwei Etappen begonnen. Zunächst sollen nur 250 verbleiben. In dieses Objekt wurden schon u$s 700 Mio. investiert, die eine gigantische Fehlinvestition darstellen. Das Kraftwerk hat eine Kapazität von 120 MW, die bei Vollendendung auf 240 MW steigt. Inzwischen untersucht die Regierung die grosse Verschwendung, die hier stattgefunden hat, wobei auch Korruptionsverdacht besteht.
***
Das neue Zivil- und Handelsgesetzbuch, das vor einigen Monaten vom Kongress verabschiedet wurde und jetzt volle Geltung hat, enthält einige Überraschungen. Der neue Text bestimmt mit unmissverständlicher Klarheit, dass ein Arbeitnehmer eines Unternehmens, das auf Lizenzbasis arbeitet, Waren für ein anderes transportiert oder Waren von Dritten vertreibt, nur gegen das Unternehmen Klage erheben kann, bei dem er angestellt ist. Es gibt keine solidarische Haftung der Unternehmen, die die Lizenz erteilen, den Transport beauftragen oder die Waren an Dritte liefern, wie es bisher oft von Gerichten bestimmt worden war aufgrund von Artikel 30 des Gesetzes über den Arbeitsvertrag. Jetzt besteht diese Haftung nur, wenn es sich um ein Tochterunternehmen handelt. Mit dieser Reform des Zivil- und Handelsgesetzbuches sollten viele konfliktive Situationen bezüglich Klagen von Arbeitnehmern aufhören.
***
Der pro-Kopf-Konsum von Mayonnaise lag in Argentinien im Jahr 2015 bei 1,7 Kg., berichtet Kantar Worldpanel. In Lateinamerika sind es nur in Chile mit 2 Kg mehr. Doch in Brasilien sind es nur 600 Gramm und in Mexiko 1,2 Kg. Hingegen ist der Mayonnaisekonsum in Russland besonders hoch, wo er 5 Kg pro Kopf beträgt. In Litauen, der Ukraine, Lettland und Weissrussland ist er etwas niedriger. In Argentinien wird Mayonnaise von Unilever (Hellmann’s, Fanacoa und Ri.k), Dánica, Aceitera General Deheza (Natura, Manley’s und Mayoliva), La Campagnola und Benidorm hergestellt. Das Produkt wird nur ausnahmsweise importiert, aber in 50 Länder exportiert, an erster Stelle nach Chile.
***
Der Rhythmus der Geldexpansion ist erneut gefallen, nachdem die ZB hohe Beträge mit Lebac abschöpft. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 3.2.16 um 30,61%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 30%. Vor kurzem hatten die jährlichen Expansionraten 40% erreicht.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 3.2.16 um 28,02% auf $ 1,22 Bio., und die gesamten Kredite in Pesos um 36,20% auf $ 849,51 Mrd. Die Depositen in Dollar nahmen in den gleichen 12 Monaten um 41,60% auf u$s 13,06 Mrd. zu, und die Kredite in Dollar nahmen um 5,12% auf u$s 3,51 Mrd. ab. Von den Dollardepositen werden somit nur 26,87% ausgeliehen, obwohl die Mindestreserven jetzt nur 20% betragen. Was nicht an Kunden geliehen wird, wird bei der ZB deponiert und zu den Reserven addiert.
***
Die Exporte von Sojabohnen, plus die von Sojaöl und –mehl lagen 2015 mit 43,3 Mio. Tonnen um ca. 50% über dem Vorjahr, berichtet die Getreidebörse von Córdoba. Dies erklärt sich wegen der Rekordernte von 61 Mio. Tonnen. Die Sojaölexporte stiegen um 164%, die von Sojabohne um 74% und die von Sojamehl um 29%. Doch wegen der gesunkenen Preise lagen diese Exporte wertmässig bei u$s 17,5 Mrd., nur 19% über dem Vorjahr.
***
In der zentralen Gegend des Landes, wo der allergrösste Teil des Getreides und der Ölsaaten erzeugt wird, hat es letzte Woche gut geregnet, allgemein zwischen 40 und 110 mm. Der Regen kam in einem kritischen Moment, in dem die Ernte durch Wassermangel bedroht war. Mit diesem Regen wird jetzt 2015/16 mit einer Gesamternte von 105 Mio. Tonnen gerechnet, was nach den 110 Mio. t des Vorjahres die zweithöchste der Geschichte wäre. Da allgemein die direkte Aussaat verwendet wird, erhält sich die Feuchtigkeit im Boden, auch wenn noch Perioden ohne Regen kommen.
***
Das US-Landwirtschaftsdepartement (USDA) erwartet für dieses Jahr eine bessere argentinische Ernte für Sojabohne, Mais und Weizen, als es bisher geschätzt hatte. Es sieht eine Maisernte von 27 Mio. t (früher 25,60 t), eine Sojabohnenernte con 58,50 Mio. t (früher 57 Mio. t) und eine von Weizen von11 Mio. t (früher 10,5 Mio. t) vor. Diese Schätzungen beruhen auf Satellitenaufnahmen, die von Fachleuten interpretiert werden. Im allgemeinen weichen die Zahlen nicht stark von den endültigen ab.
***
Die AFIP stattet seit Wochenanfang jene Einbehaltungen zurück, die für den Kauf von Devisen und Auslandsausgaben mit Kreditkarten im Zeitraum 2012-14 erhoben wurden. Wie die Behörde mitteilte, erhielten 93.844 Personen einen Gesamtbetrag von $ 595 Mio. zurück. Die weiteren Zahltage sind laut Chronogramm der 11. März, der 13. April, der 12. Mai, der 14. Juni und der 14. Juli.
***
Das Finanzministerium hat die US-Anwaltskanzlei Cravath, Swaine&Moore beauftragt, die Interessen des Landes gegenüber den Holdouts bei den Verhandlungen in New York zu vertrteten. Die Kanzlei, mit Büros in New Yok und London, sei die führende Adresse Finanzstreitigkeiten und Kapitalmärkte. Die Kanzlei zählt über 500 Anwälte aus verschiedenen Ländern und wurde unter acht weiteren Mitbewerbern ausgewählt. Die bisherige Kanzlei, Cleary, Gottlieb & Parnter soll angeblich keine befriedigende Arbeit geleistet haben.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
China ist zum Hauptmarkt chilenischer Weine geworden, mit Lieferungen im Jahr 2015 für u$s 163 Mio. Grossbritannien, der traditionell wichtigste Abnehmer der letzten Jahren ist jetzt auf dem zweiten Platz gerutscht (u$s 162 Mio.), gefolgt von den USA (u$s 157 Mio.). Auch Argentinien exportiert Wein nach China, aber in kleineren Mengen. Der Markt ist potentiell sehr gross, weil die eigene Weinproduktion gering und von minderwertiger Qualität ist. Aber der Vertrieb in China ist schwierig.
***
Volkswagen hat die Autoproduktion in Mexiko drastisch heruntergefahren. Im Januar baute VW dort nur noch knapp 20 000 Autos, 42% weniger als ein Jahr zuvor, wie der mexikanische Autoverband AMIA mitteilte. Die Marke VW betreibt in Mexiko eine Autofabrik in Puebla und ein Motorenwerk in Silao. Aus Puebla kommt ein Großteil der Autos für den US-Markt. Der Export von VW-Modellen aus Mexiko in den zweitgrößten Automarkt der Welt sank im Januar um knapp 50% im Vergleich zum Vorjahresmonat auf nur noch knapp 11.000 Autos. Die VW-Verkäufe in den USA waren zu Jahresbeginn um 14,6% im Jahresvergleich eingebrochen.(dpa)
***
In Brasilien wurden im Januar 161,59 Mrd. Real von den Banken abgehoben und 149,56 Mrd. Real deponiert, so dass die Nettoabnahme der Depositen 12,03 Mrd. Real betrug. Der Selic-Zinssatz liegt bei 14,25%, aber die Banken zahlen auf Depositen um die 8%. Hingegen erhalten Sparer, die ihr Geld bei Investmentfonds anlegen, bis zu 12%.
***
Ford Motor Company hat die Errichtung einer Montagefabrik in Mexiko angekündigt, mit einer Kapaiztät von 500.000 Kfz pro Jahr ab 2018, womit sich die Ford-Produktion in jenem Land ab 2018 verdoppeln würde. Auch General Motors will ihre Fabrik in Mexico stark ausweiten, mit einer Investition von u$s 5 Mrd. und einer Verdoppelung der Produktion. Die Löhne liegen in Mexico auf 20% der US-Löhne, wobei Mexico als Partner der NAFTA-Freihandelszone mit seinen Kfz zollfreien Zugang zum US-Markt hat.
***
Geschäftsnachrichten
Easy
Dieses Unternehmen des Cencosud-Konzerns (Jumbo, Disco, VEA, Easy), das führend auf dem Gebiet von Produkten für die Ausstattung und Erneuerung von Haushalten ist, lädt Interessenten zu den unentgeltlichen Kursen ein, die die Firma über Neuaustattung von Wohnungen durchführt. Diese Kurse sind für das Publikum im allgemeinen bestimmt, dann aber besonders für diejenigen, die sich beruflich mit dieser Thematik befassen. Sie finden in der Bundeshauptstadt, in Bezirken der Umgebung und im Landesinneren statt. Auskunft bei: „www.easy.com.ar“, oder e-mail an „cursos gratuitos@easy.com.ar“.
Duke Energy
Dieses US-Unternehmen hat beschlossen, seine Kraftwerke in Argentinien zu verkaufen, die insgesamt eine Kapazität von 576 MW haben. In Neuquén besitzt die Firma das Wärmekraftwerk Alto Valle und das Wasserkraftwerk Planicie Banderita, das zum Komplex Cerros Colorados gehört. Ausserdem hat sie eine geringe Beteiligung an den Kraftwerken, die gemeinsam von allen Kraftwerkbetreibern errichtet wurden. Ausserdem will Duke seine Anteile an Kraftwerken in Brasilien, Chile, Ecuador, El Salvador, Guatemala und Peru verkaufen, die insgesamt eine Kapazität von 4.400 MW haben, von denen zwei Drittel auf Wassekraftwerke in Brasilien entfallen.
Sinteplast
Dieser lokale Farbenfabrikant hat die brasilianische Tintas Sulan für u$s 3 Mio. gekauft. Diese Fabrik kommt zu der schon bestehenden in Brasilien hinzu. In diesem Land beträgt die jährliche Nachfrage nach Farben über eine Milliarde Liter. Sinteplast betreibt in Argentinien drei Fabriken, jeweils eine in Ezeiza, San Luis und Córdoba, und dann auch zwei in Brasilien und je eine in Uruguay, Paraguay und Bolivien.
Aerolíneas Argentinas
Dieses staatliche lokale Luftfahrtunternehmen hat die Tarife für interne Flüge um durchschnittlich 13,7% angehoben, wobei die Zunahme jedoch in einigen Fällen bis zu 30% geht. Dennoch gelten diese Erhöhungen nicht für diejenigen, die ihre Passagen schon vor über 10 Tagen reserviert haben. Inzwischen arbeitet die neue Generaldirektorin Isela Constantini, ehemalige CEO der lokalen Filiale von General Motors, an Massnahmen zur Verringerung des Defizites, das laut Experten zu 60% durch internationale Flüge verursacht wird. Auf alle Fälle sollen die Gehaltserhöhungen dieses Jahr gering ausfallen, um von der Abwertung zu profitieren, die die Pesoeinnahmen erhöht.
Petroken
Dieses petrochemische Unternehmen, das eine Poliypropylenfabrik mit einer Kapazität von 180.000 Jato in Ensenada, bei La Plata, betreibt, wurde vom bisherigen Inhaber, der niederländischen Lyondell Basell, für u$s 184 Mio. an „Grupo Inversor Petroquímica“, von der lokalen Sielecki-Familie, verkauft, die schon Petroquímica Cuyo kontrolliert, die in ihrer Fabrik in Mendoza auch Polypropylen herstellt. Da hier eine Konzentration des Angebotes stattfindet, muss die Übernahme von der nationalen Komission für Konkurrenzschutz genehmigt werden.
Edesur
Dieses Stromverteilungsunternehmen beendete das vergangene Jahr mit einem negativen Arbeitskapital i.H. von $ 3,79 Mrd. Als Hauptgrund nannte das Unternehmen die Schulden gegenüber der staatlichen Behörde Cammesa, zuständig für die Verwaltung des Strommarktes, die aufgenommen wurden, um den Betrieb des Unternehmens zu finanzieren und damit den Rückstand der Tarife zu kompensieren. Die Bilanz von Edesur weist einen Nettobuchgewinn i.H. von $ 1,34 Mrd. und einen Gesamtgewinn von $ 1,33 Mrd. aus. Im Jahr zuvor hatte Edesur einen Nettoverlust von $ 1,36 Mrd. verbuchen müssen. Edesur wird von der italienischen Firma ENEL kontrolliert. Die operativen Kosten stiegen um 18,4%, überwiegend als Folge der höheren Löhne. Im vergangenen Jahr investierte Edesur $ 2,50 Mrd., ein Plus von 20,6% gegenüber dem Vorjahr. Diese Ausgaben wurden von Cammesa finanziert. Die Subventionen dienen zum Teil als Ausgleich der niedrigen Tarife, mit denen Edesur seine Kosten, insbesondere die Wartung, nicht decken kann. Das soll jetzt, zumindest zum Teil, korrigiert werden.
Indalo Media
Dieser Konzern, der vom K-Unternehmer Cristóbal López kontrolliert wird hat den Fernsehkanal CN 12, die Gratiszeitung „El Argentino“ und den Rundfunksender FM Vorterix von der Gruppe Veintitrés übernommen, die von Sergio Spolski und Matías Garfunkel kotrolliert wird. Dieses Geschäft erscheint reichtlich merkwürdig, nachdem die Medien, um die es hier geht, mit grosszügigen Subventionen (über Werbung und direkt) erhalten wurden, die voraussichtlich jetzt entfallen. Zwischen 2009 und 2015 hat die Gruppe Veintirés über $ 800 Mio. von der Regierung erhalten, zu denen noch Zuwendungen der ANSeS und der Provinzregierung von Buenos Aires hinzukommen.
Petronas
Der Präsident dieses malayischen Unternehmens, Arif Bikn Mahmood, hat die Errichtung einer Anlage für Schmierstoffe im Industriepark von Ezeiza ankündigt, auf einem Gelände von 33.000 qm. Es handelt sich um eine Investition von u$s 22 Mio., und die Kapazität der Anlage soll 30 Mio. Liter jährlich erreichen. In 18 Monaten soll der Bau vollendet sein. Petronas ist der grösste Produzent von Erdöl und Gas in Malaysia.
Coto
Alfredo Coto, Inhaber der Supermarktkette, die seinen Namen trägt, hat am Mittwoch, in seinem Supermarkt im Vorort Ciudadela, in Anwesenheit von Präsident Marucio Macri und von Gouverneurin María Eugenia Vidal, ein Investitionsprogramm von $ 3,5 Mrd. angekündigt, das in der Errichtung fünf neuer Supermärkte besteht, von denen je einer im Viertel Barracas, in Belgrano, in den Vororten Moreno, Merlo und Isidro Casanova gebaut werden. Insgesamt sind es 180.000 qm, und dabei sollen 2.800 Arbeitsplätze geschaffen werden. Die Supermarktkette Coto entstand 1987 und verfügt heute über 120 Lokale.
Wirtschaftsübersicht
Die schwierige Inflationsverwaltung
Die Jahresinflation bewegt sich gegenwärtig um die 30%, aber mit grossen Unterschieden der einzelnen Preise und der betroffenen Bevölkerungsgruppen. Da das Statistische Amt (INDEC) seit Oktober den Index der Konsumentenpreise nicht mehr veröffentlicht, weil die Methodologie jetzt von Grund auf korrigiert werden soll, ist man auf private Indices angewiesen, die weniger präzis sind. Für Januar liegt eine private Bemessung bei 2,8% und eine andere bei 3,6%, und jährlich ergeben beide für 12 Monate um die 30%.
Der Preis für Rindfleisch im Einzelhandel, der eine hohe Wägung beim Gesamtindex hat, die bei niedrigeren Einkommensstufen bis zu 20% erreicht, bei höheren allerdings keine 10%, hat in den letzten drei Monaten um über 50% zugenommen, weit mehr als der Preis pro Kilogramm für Rinder. Nach einem Sprung Ende Januar und Anfang Februar sind die Preise wieder leicht zurückgegangen, bleiben aber noch hoch. Die Marge der Schlachthöfe, der Grossisten und des Einzelhandels, die immer schon in Argentinien viel höher als in den USA u.a. Ländern war, ist in letzter Zeit anormal gestiegen. Sofort war von Manövern der Supermärkte die Rede. Indessen stiegen die Preise auch bei Metzgern und Selbstbedienungsläden in ähnlichem Verhältnis, so dass man die Erklärung bei Seite lassen muss, dass sich der gesamte Einzelhandel von Rindfleisch auf eine übertriebene Preiserhöhung geeinigt hat. Was geschehen ist, ist eine Verknappung des Rinderangebotes, mit der Aussicht, dass dies noch schlimmer wird, so dass die Handelskette mit einer weiteren Preiszunahme des Kilogramms Lebendgewicht rechnet und somit bei der Kalkulation Wiederbeschaffungspreise einsetzt.
Die Knappheit beruht einmal auf der Tatsache, dass die Landwirte mehr junge Kühe einbehalten, um den Bestand zu erhöhen. Das ist eine normale Reaktion auf höhere Preise und auf eine Politik, die den Export nicht beschränkt. Ausserdem kann mit einer höheren Exportnachfrage gerechnet werden, nachdem der Weltmarktpreis gestiegen ist. Ein geringeres Rinderangebot und mehr Exporte verringern das interne Angebot spürbar. Es ist gewiss positiv, dass die Landwirte sich wieder um eine Zunahme des Rinderbestandes bemühen, nachdem dieser unter den Kirchners um 10 Mio. Stück zurückgegangen ist, und auch, dass mehr exportiert wird. Aber zum gegenwärtigen Zeitpunkt, in dem eine geringere Inflationsrate angestrebt wird, kommt dies ungelegen.
Der Preis für Rindfleisch zieht auch den von anderen Lebensmitteln, wie Huhn- und Schweinefleisch in die Höhe. Doch auf der anderen Seite haben sich die Preise bei zahlreichen Nahrungsmitteln, und auch bei anderen Produkten, im Januar stabilisiert, mit vereinzelten Rückgängen. Gemüse und Kernobst sind ohnehin aus saisonalen Gründen jetzt viel billiger als vor einigen Monaten. In bestimmten Fällen waren die Preise schon ab November in Erwartung einer höheren Abwertung stark erhöht worden, was danach korrigiert wurde. Ebenfalls wirkt die Rezession stabilisierend, weil schliesslich das ungeschriebene Gesetz von Angebot und Nachfrage doch gilt. Die Supermärkte greifen in den letzten Wochen sehr intensiv zu Sonderrabatten, also solche, die für bestimmte Tage, oder nur für Rentner, oder für bestimmte Produkte oder für Käufe von mehreren Einheiten gelten. In diesen Fällen sind die Preise um 10% bis 20% niedriger, gelegentlich sogar mehr. Angeblich sollen um die 20% des Umsatzes auf diese Sonderangebote entfallen. Bei Zahlung mit Zahlkarte werden von der Bank ohnehin fünf Prozentpunkte der MwSt. zurückerstattet. Schliesslich sei daran erinnert, dass die Macri-Regierung das System der gepflegten Preise für die wichtigsten Produkte beibehalten hat, wobei hier die Preise bis zu 50% unter denen analoger Produkte liegen. All dies zeigt, dass man die Preisdiskussion nicht auf einen Index beschränken kann, sondern auch die Möglichkeiten berücksichtigen sollte, die sich für den Einzelnen ergeben, wenn er sich in seinem Konsum den Preissignalen des Marktes anpasst und rationell einkauft. Was Fleisch betrifft, besteht auch die Möglichkeit, auf Leber, Nieren und Kutteln überzugehen, die zwischen einem Viertel und der Hälfte der billigsten Schnitte kosten, jedoch genau so gut ernähren und gut schmecken, jedoch vom lokalen Konsumenten wegen Vorurteil oder Gewohnheit meistens abgelehnt werden. In reicheren Ländern werden sie hingegen viel mehr konsumiert.
Jetzt kommt noch die Erhöhung der Stromtarife hinzu. Doch dies bezieht sich vornehmlich auf Gross Buenos Aires, so dass die Zunahme in einem landesweiten Preisindex verwässert wird. Denn in den Provinzen sind die Stromtarife schon allgemein viel höher, so dass es jetzt nur geringe Erhöhungen geben dürfte. Es fehlen dann noch die bevorstehenden Erhöhungen der Tarife für Gas und für den Personentransport, bei denen auch Gross Buenos Aires bevorzugt wird. Mit den Gewerkschaften dürfte sich jetzt eine Diskussion ergeben, da diese darauf hinweisen, dass die Arbeiter zum grössten Teil in Gross Buenos Aires wohnen, so dass sie die Verwendung eines landesweiten Indices ablehnen dürften.
Die Regierung zielt bewusst auf eine Beruhigung an der Preisfront hin, um bei den Lohnverhandlungen, die in den nächsten Monaten beginnen, ein relativ ruhiges Szenarium zu schaffen. In diesem Sinn hat Präsident Macri auch betont, dass die Komission für den Konkurrenzschutz, die in den letzten Jahren untätig war, jetzt aktiv wirken werde, um Preismanöver zu verhindern. Das hat faktisch kaum eine Wirkung, ist jedoch ein Signal, mit dem Macri zeigt, dass er sich um die Preisentwicklung kümmert.
Macri sprach zunächst von Lohnerhöhungen zwischen 20% und 25%, und die Gewerkschfaten konterten allgemein, man müsse von 30% ausgehen. Hohe Regierungsprecher haben zwar erklärt, es werde keine Höchstgrenze geben, aber in der Praxis dürfte sie doch bestehen. Die Regierung wäre gut beraten, wenn sie bestimmt, dass Gesamtarbeitsverträge mit Erhöhungen von über 25% nicht allgemeingültig erklärt werden (was hier als „homologación“ bezeichnet wird). Das bedeutet dann, dass Unternehmen, die nicht dem Verband angeschlossen sind, der das Abkommen unterzeichnet, nicht an die vereinbarte Erhöhung gebunden sind. Das würde besonders viele Kleinunternehmen begünstigen. Doch die Regierung muss dabei verhindern, dass die betroffene Gewerkschaft die Unternehmen, die sich nicht an den Gesamtarbeitsvertrag halten, unter Druck setzt und eventuell Streiks verhängt. Diese müssten sofort illegal erklärt werden, wobei den Gewerkschaften dann ihr Status als juristische Person entzogen werden sollte, so dass die Gewerkschaftsbeiträge nicht mehr von den Unternehmen einbehalten und an die Gewerkschaft abgeführt werden. Die Gewerkschafter pflegen, wenn es um ihr Geld geht, eine schwache Position zu haben. Das sollte die Regierung ausnutzen. Auf alle Fälle ist der Ton der Gewerkschafter in den letzten Tagen weniger aggressiv geworden, allerdings mit Ausnahmen, die jedoch als solche behandelt werden müssen, wenn notwendig, mit Härte und Unnachgiebigkeit, auch wenn dies Streiks kostet. Doch allgemein scheinen die Gewerkschafter von der Rezession und der Entlassungswelle Notiz genommen haben, und das schüchtert sie ein.
Wenn die Lohnerhöhungen dieses Jahr bei 30% liegen, dann kann damit gerechnet werden, dass die Inflation auf diesem Niveau verbleibt. Die Arbeitnehmer hätten dann einen Reallohnverlust hingenommen, der durch den Inflationssprung der letzten Monate, wegen Abwertung und Regerungswechsel, eingetreten ist. Wie hoch er ist, lässt sich schwer sagen, weil er auch davon abhängt, wie weit der Arbeiter als Konsument auf die Veränderung der relativen Preise reagiert hat. Es bestehenen viele Möglichkeiten, den Bedarf billiger zu decken, durch Übergang auf andere Produkte, sparsameren Einsatz von Rindfleisch und anderen relativ teuren Produkten, und auch durch Nutzung von Offerten.
Wenn die Gewerkschaften jedoch den theoretischen Reallohnverlust aufholen wollen, den ihre Wirtschaftler ohnehin aufbauschen, dann müsste die Erhöhung weit über 30% liegen, und das würde die Inflation sofort in die Höhe treiben.
Ebenso gefährlich ist die Möglichkeit, die in letzter Zeit immer häufiger erwähnt wird, die Abkommen nur für sechs Monate abzuschliessen, um dann weiter zu verhandeln. Innenminister Rogelio Frigerio erklärte, die Regierung sei bereit, eine neue Lohnrunde in sechs Monaten zuzulassen, wenn die Preise um mehr als 25% im Jahr steigen. Das war unvorsichtig. Die Verkürzung der Dauer eines Arbeitsabkommens führt dazu, dass die Erhöhungen, auf Jahresbasis berechnet, viel höher ausfallen, wobei sich dann die Lohn-Preisspirale beschleunigt. Und gerade das muss verhindert werden. Der Weg von der gegenwärtigen Inflation in die Hochinflation und schliesslich in die Hyperinflation ist sehr kurz. Das sollte man nie vergessen.
Als nächstes muss sich die Regierung dann bemühen, die Inflationsrate auf 20% und in einer zweiten Etappe auf eine einstellige Jahreszahl zu drücken, wie es Macri sich als Ziel vorgenommen hat. Doch bei einer Gesellschaft, die sich an eine Inflation von 25% bis 30% gewöhnt hat und diesen unzivilisierten Zustand als normal empfindet, ist es gewiss nicht einfach zu erreichen, dass die Inflation einstellig ist.
Wirtschaftsübersicht
Der Abbau der Staatsangestellten
Der Staat beschäftigt in seinen drei Stufen, plus Staatsunternehmen und autonome Ämter, um die 3,5 Mio. Angestellte. Es wäre gut, wenn die neue Regierung mitteilen würde, wie viele es genau sind. Es sind auf alle Fälle über eine Million mehr als 2003, als es auch zu viele waren. Auf den Nationalstaat, einschliesslich Staatsunternehmen und autonome Ämter, entfallen um die 500.000, auf die Gemeinden ebenfalls um die 500.000 und auf die Provinzen um die 2,5 Mio., etwa drei Mal so viele wie es bis 1983 unter der Militärregierung waren. Die fast 2,5 Mio. Staatsangestellten von Anfang 2003 waren auch schon zu viele. Wenn man es genau nimmt, sollte der Staat in seinen drei Stufen und mit allem drum und dran mit 1,5 Mio. Angestellten gut auskommen.
Man muss auch berücksichtigen, dass die grosse Bedeutung, die private Erziehung und Gesundheitspflege in Argentinien haben, den Staat fühlbar entlastet. Ebenso hat der private Bereich in den letzten Jahrzehnten auch viele Personen für persönliche Sicherheit beschäftigt und auf Aufgabe der Polizei übernommen. In den USA, der EU u.a. Staaten gibt es nicht entfernt so viel private Erziehung, private Gesundheitsbetreuung und private Polizei. Viele Personen zahlen somit ausser den Steuern noch diese Dienste, die beim Vergleich mit anderen Ländern auch zur Steuerbelastung hinzugezählt werden müssen.
Eine Million überflüssiger Staatsangestellte kosten bei $ 300.000 pro Kopf um die $ 300 Mrd. pro Jahr, was gut 5% des Bruttoinlandsproduktes darstellt. Hier addieren wir Gehalt, Soziallasten und Ausgaben, die mit einem Beamten verbunden sind, wie der Platz, den er besetzt, der Strom, den er für Beleuchtung und Lufkühlung beansprucht, der Kaffee u.a Kosten. Die meisten Staatsangestellten, vor allem in Provinzen und Gemeinden, haben niedrige Gehälter, oft unter $ 10.000 monatlich. Doch die neuen Beamten, die zu „La Cámpora“ gehören, erhielten meistens höhere Gehälter, in sehr vielen Fällen über $ 40.000 pro Monat, gelegentlich sogar über $ 60.000. Das hat unter den Karrierebeamten zu grosser Entrüstung geführt und die Rebellion gegen diese Gruppe im Peronismus verstärkt.
Die Regierung von Mauricio Macri ist sich bewusst, dass sie die Zahl der Staatsangestellten fühlbar verringern muss. Der Minister für Modernisierung, ein Amt, das es bisher nicht gab, Andrés Ibarra, ist mit dieser Aufgabe auf nationaler Ebene betraut. Bisher gab es niemanden, der konkret dafür zuständig war, so dass sich auch niemand systematisch damit befasst hat. Minister, Staatssekretäre u.a. hohe Beamte nehmen einfach die geerbte Beamtensrtuktur als gegebene Tatsache hin, und kümmern sich um ihre spezifischen Aufgaben.
In Provinzen und Gemeinden ist die Lage unterschiedlich. In einigen Fällen, in denen die politische Führung auf PRO-Mitglieder oder solche, die nicht zur Front für den Sieg gehören, übergegangen ist, wurde das Thema in Angriff genommen. In den meisten anderen jedoch nicht. Dennoch kommt das Problem auch auf alle Gouverneure und Bürgermeister zu - einfach, weil das Geld nicht ausreicht und Innenminister Rogelio Frigerio über die Provinzfinanzen gut Bescheid weiss und somit bestimmt Druck auf ausgabefreudige Gouverneure ausüben wird.
Die Nationalregierung ist an das Problem von verschiedenen Seiten aus herangegangen. Halten wir fest:
- Zunächst wurden Angestellte entlassen, die vor kurzem eingestellt wurden, besonders diejenigen, die noch keinen Beamtenstatus haben. Die Regierung von CFK hat in den letzten Wochen besonders viele Mitglieder ihrer Stosstruppe „La Cámpora“ in die Regierung aufgenommen. Diese erinnert irgendwie, mutatis mutandis, an die SA, also die Sturmabteilung von Hitler, die ihn bei öffentlichen Auftritten half und bei Veranstaltungen oppositioneller Politiker störend wirkte. Denn die Cámpora-Mitglieder waren grundsätzlich dazu da, bei öffentlichen Auftritten von Cristina anwesend zu sein und zu applaudieren. Bisher wurden dabei schon über 6.000 Angestellte entlassen. Hinzu kommen dann die Entlassungen bei Provinzen und Gemeinden, und auch derjenigen Beamten, die stillschweigend verschwinden, um ein Amstverfahren zu vermeiden, das ihnen in Zukunft schaden kann. Als Macri 2007 in der Stadt Buenos Aires als Regierungschef antrat, verfügte er eine Erneuerung der Ausweise, mit denen die Angestellten ihre Gehälter bezogen. Dabei haben sich um die 3.000, also fast 3% der Gesamtzahl, nicht gemeldet, und sind nie wieder erschienen.
- Dann werden zwischen 60.000 und 80.000 Beamtenernennungen der letzten Regierungsperiode von CFK untersucht, bei denen viele keine effektive Funktion haben und somit nichts tun, und auch andere, die angeblich etwas leisten, aber in Wirklichkeit auch unnötig sind. Doch damit sind wir noch weit entfernt von der Million, um die es eigentlich geht.
- Bei Staatsangestellten, die vertraglich auf Zeit verpflichtet sind, sollen die Verträge nur dann erneuert werden, wenn die Arbeit, die der Betreffende verrichtet, unerlässlich ist. Die Gewerkschaft der Staatsangestellten ATE berechnet die Zahl dieser Angestellten in den drei Stufen des Staates auf ca. 600.000. Doch im Haushaltsgesetz des Nationalstaates sind 2016 nur 66.236 Fälle vorgesehen.
- Weiterhin sollen Angestellte entlassen werden, die schon pensioniert sind. Das 1995 reformierte Pensionierungesetz erlaubt Pensionären weiter zu arbeiten, aber mit einem neuen Arbeitsvertrag, also ohne Recht auf die Entlassungsentschädigung bis zum Zeitpunkt der Pensionierung, wobei weiter die Beiträge geleistet werden, aber ohne Recht auf eine Erhöhung der Pension. Das gilt auch beim Staat.
- Auch sollen noch diejenigen, die das Pensionierungsalter erreicht haben, gezwungen werden, ihre Pension zu beantragen und ihre Arbeit aufzugeben. Das ist legal. Dies betrifft besonders Frauen, die mit 60 Jahren in Pension gehen können, aber meistens weiter arbeiten. Als über die Erhöhung der Altersgrenze bei Frauen diskutiert wurde, tauchten Stimmen der Entrüstung auf, weil man angeblich die Frauen schädigen wolle. Doch im Grunde ist es umgekehrt. Viele, die zwischen 60 und 65 Jahre alt sind, wären jetzt froh, gleich wie die Männer behandelt zu werden und mindestens bis zum 65. Altersjahr arbeiten zu können. Denn die Pension beträgt, abgesehen von Ausnahmefällen, wie Justizbeamte und Lehrer, um die Hälfte des Gehaltes. In den Streitkräften wurden unter Macri schon viele Offiziere in den Ruhestand versetzt, die noch im aktiven Dienst geblieben waren, obwohl sie nicht notwendig waren. In früheren Zeiten erhielt ein Offizier im Ruhestand an die 90% des Gehaltes; doch unter den Kirchners bezogen die Offiziere Zulagen, die bei Berechnung des Ruhestandsgehaltes nicht berücksichtigt wurden, so dass sie dann nur etwa die Hälfte kassierten. Deshalb bemühten sich viele, weiter im aktiven Dienst zu bleiben, mit dem Ergebnis, dass es in letzter Zeit z.B. etwa doppelt so viel Generäle gab wie in den 90er Jahren. Die gleiche Lage erigbt sich auch bei Obersten, Konteradmirälen u.a.
- Gelegentlich, eventuell schon im März, wenn die Ernennung neuer Beamter vollendet ist, die der Regierungswechsel mit sich bringt, soll es dann eine Einfrierung von freien Stellen geben. Jedes Jahr verringert sich die Beamtenzahl um bis zu 5%, wegen Tod, Rücktritt, Pensionierung oder Entlassung. In bestimmten Fällen muss die freie Stelle jedoch besetzt werden, weil kein anderer die Tätigkeit übernehmen kann und sie irgendwie doch vollzogen werden muss. Somit kann man damit rechnen, dass schliesslich eine jährliche Abnahme von ca. 100.000 stattfindet.
Minister Ibarra äusserte beiläufig auch, dass er sich um die Einführung der Informatik im öffentlichen Bereich kümmern werde. Auf diesem Gebiet gibt es gewiss noch viel zu tun. Wenn in der Justiz ein integrales Informatiksystem eingeführt würde, dann vereinfacht dies die Arbeit der Gerichte, die mit weniger Angestellten auskommen, und auch die der Anwälte, die dann von ihrem Büro aus Einsicht in die Gerichtsakten haben können und sich somit den Gang zum Gericht ersparen. Allein die Computertechnologie spart menschliche Arbeit, so dass dann noch mehr Staatsangestellte überflüssig werden. Doch auch ohne diese Technologie kann bei einer Revision der Verwaltungsstrukturen und –verfahren stark rationalisiert werden. Das sogenannte „Nullbudget“ ist eine Methode zu diesem Zweck. Dabei wird der Haushalt jedes Jahr von Null auf aufgestellt, statt den des Vorjahres zu nehmen und eventuell leicht zu korrigieren. Allein, auch ohne Nullbudget kann viel getan werden, wenn einigermassen vernünftig verwaltet wird.
Die Verringerung der Zahl der Staatsangestellten führt zu einer Zunahme der Zahl der Arbeitslosen, was ein soziales Problem darstellt. Hinzu kommt noch, dass auch in der Privatwirtschaft Entlassungen stattfinden, die unterschiedliche Ursachen haben. Es ist somit dringend erforderlich, eine aktive Beschäftigungspoltik einzuführen, ohne zu warten, bis das Wachstum der Wirtschaft neue Arbeitsplätze schafft. Auch in Zeiten der Rezession bestehen mögliche zusätzliche Arbeitsplätze, die allerdings meistens nur bei Reform der Arbeitsgesetzgebung besetzt werden können. Es fällt auf, dass diese Problematik in der Öffentlichkeit überhaupt nicht diskutiert wird.